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Analyse

Ostliche Partnerschaft — Perspektiven einer europiischen Ostpolitik

Cornelius Ochmann, Berlin

Zusammenfassung

Nach der tragischen Flugzeugkatastrophe in Smolensk am 10. April 2010 ist es zu einem positiven Durch-
bruch in den polnisch-russischen Bezichungen gekommen. Die Anteilnahme der russischen Bevolkerung
und Staatsfithrung an der Trauer der Polen bestitigte die bereits frither eingesetzte Anniherung der beiden
Vélker. Die politischen Folgen sind noch nicht absehbar, allerdings lassen sich einige Tendenzen erkennen.
Am 24. Mai 2010 fand in Zoppot (Sopot) das informelle Treffen der Auflenminister der Ostlichen Partner-
schaft statt, bei dem nach einjihrigem Bestehen eine Bilanz gezogen wurde. Diese ist sehr mager ausgefal-
len. Aufer der Griindung einer »Gruppe der Freunde der Ostlichen Partnerschaft« wurden der Offentlich-
keit keine konkreten Fortschritte prisentiert. Am 5. Juni 2010 schlug Bundeskanzlerin Angela Merkel nach
zehnstiindigen Gesprichen mit dem russischen Prisidenten Dimitri Medwedew die Verstirkung der Koope-
ration im Bereich der Sicherheit zwischen der Europidischen Union und Russland vor. Auch in diesem Fall
sind die Auswirkungen noch unklar. Im Zusammenhang mit der politischen Entwicklung in den Nachbar-
staaten der EU, d. h. in der Ukraine und in Belarus, stellt sich die Frage, ob die Ostliche Partnerschaft die

richtige Strategie fiir die Gestaltung einer europdischen Ostpolitik ist.

Die Ostliche Partnerschaft wurde auf polnisch-
schwedischen Vorschlag als EU-Strategie vom
EU-Rat am 28. Mai 2008 verabschiedet und beim
Griindungsgipfel am 7. Mai 2009 in Prag bestitigt.
Das Ziel der Ostlichen Partnerschaft war die konzep-
tionelle Neugestaltung der Beziehungen der erweiter-
ten EU zu ihren 6stlichen Nachbarstaaten. Noch wih-
rend der Ausarbeitung der Strategie brach im August
2008 der Georgien-Krieg aus und verinderte die Rah-
menbedingung der gesamten Ostpolitik der EU. Im
Januar 2009 stoppte Russland die Gaslieferungen an
die Ukraine und fror auf diese Weise die Bezichungen
zur EU ein. Entsprechend reagierte die EU mit dem
Prager Gipfel zur Ostlichen Partnerschaft. Im Verlauf
des Jahres dnderte sich allerdings die Lage — die Bezie-
hungen zu Russland verbessern sich langsam, aber ste-
tig. Die Ostliche Partnerschaft, die finanziell nur mit
600 Millionen Euro ausgestattet ist, soll die reformori-
entierten Lander im Osten Europas in ihren Bemithun-
gen Richtung Demokratie und Markewirtschaft unter-
stiitzen. Sie sicht sogar langfristig die Moglichkeit der
Abschaffung der Visumspflicht vor. Dies ist seit dem
Beitritt der mitteleuropiischen Staaten zum Schengen-
raum im Dezember 2007 eines der symboltrichtigsten
Probleme an der Ostgrenze der EU. SchlieSlich sieht der
Vorschlag eine Reihe von Kooperationsfeldern vor, wie
Demokratieforderung, Unterstiitzung der Rechtsstaat-
lichkeit, Regulierung von Migration, Belebung des Han-
dels und des Tourismus, Verbesserung der Verkehrsan-
bindungen, Kooperation im Umweltbereich und Studen-
tenaustausch. Hinzu kommen Sondermafinahmen fiir

Belarus, die sich unter Umgehung der staatlichen Kon-
trollorgane direktan belarussische Staatsbiirger richten.
Auch Russland wird eingeladen, sich an einzelnen Pro-
jekten zu beteiligen. Nach anfinglicher Zuriickhaltung
bzw. Ablehnung der Ostlichen Partnerschaft zeigt sich
Russland bereit, an einzelnen Projekten mitzuwirken.
Die Ostliche Partnerschaft und das Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen mit Russland sind die Siulen

der Neuen Ostpolitik der EU.

Grundlagen der deutschen Politik gegeniiber
den 6stlichen Nachbarn der EU

Die Rede des damaligen Auflenministers Frank-Walter
Steinmeier am 4. Mirz 2008 formuliert die Grundlage
der deutschen Osteuropapolitik. Im Vordergrund steht
die Russlandpolitik, die an die Ostpolitik von Willy
Brandt ankniipft. Der Architekt der Brandtschen Ost-
politik, Egon Bahr, hatte wiederholt die Verbindung
zwischen der deutschen Ostpolitik der 1960er und 70er
Jahre und der EU-Ostpolitik betont. In der Grund-
satzrede von Steinmeier sollte »Wandel durch Annihe-
rung« nun von der »Anniherung durch Verflechtung«
abgeldst werden. Die Mehrheit der politischen Elite in
Berlin nahm diese Strategie wohlwollend auf, und bis
heute wurde sie von der neuen schwarz-gelben Regie-
rung nicht in Frage gestellt.

Wihrend eines privaten Besuchs beim polnischen
Auflenminister Radostaw Sikorski Anfang April 2008
wurde Steinmeier mit den polnischen Plinen fiir eine
Ostliche Partnerschaft konfrontiert. Einen Monat nach
seiner programmatischen Rede zur Europiischen Ost-
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politik war er jedoch nicht bereit, den polnischen Vor-
schlag mitzutragen. Steinmeier stellte die Beziehungen
zu Russland in den Vordergrund und sah den polni-
schen Vorschlag als Gegenvorschlag an: »Wir haben wih-
rend unserer Prisidentschaft eine EU-Strategie fiir diese
Region entwickelt, die ein breites Spektrum der Zusam-
menarbeit erdffnet: Energiepartnerschaft, Ausbau der
Handelsbezichungen, gemeinsamer Kampf gegen Dro-
gen und Terrorismus, Forderung rechesstaatlicher Struk-
turen, Bildung und Ausbildung, effektive Nutzung der
Wasserressourceng, so Steinmeier in seiner programma-
tischen Rede und: »Eine moderne europiische Ostpoli-
tik — das heif$t heute: Heranfithrung der Ukraine an die
EU, Partnerschaft mit Russland, Demokratisierung von
Belarus, Kooperation mit Zentralasien und ein gedeih-
liches Miteinander am Schwarzen Meer und im Kauka-
sus. Das heifSt auch: enge Zusammenarbeit mit den USA
und unseren anderen Verbiindeten, um diese gemein-
samen Ziele zu verwirklichen. Das heifst vor allem: ein
gemeinsamer Raum des Friedens und des Wohlstands
von der Atlantikkiiste bis nach Sibirien oder noch weiter
gefasst: von Vancouver bis nach Wladiwostok.«

Die grofite Unterstiitzung erhielt die Ostliche Part-
nerschaft aus dem Bundeskanzleramt. Die Bundeskanz-
lerin selbst, die als einzige Vertreterin der europiischen
»Schwergewichte« beim Prager Gipfel im Mai 2009
anwesend war, gab dem polnisch-schwedischen Vor-
schlag ihre volle Unterstiitzung: »Die Ostliche Partner-
schaftist ein Projeke, das dem Frieden, der Entwicklung
und dem Austausch dient«, definierte Bundeskanzle-
rin Merkel die neue Strategie der EU fiir die Nachbar-
staaten im Osten Europas. Im Bundestag selbst hat die
Ostliche Partnerschaft eine starke Unterstiitzung erhal-
ten. Parallel dazu dnderte sich die Wahrnehmung Russ-
lands in Deutschland. Die Auswertung der Nachrich-
tenmedien beweist, dass im Laufe der letzten Jahre die
Sicht auf die Transformationsprozesse im Osten Euro-
pas vielschichtiger geworden ist. Dies verindert auch
die Sicht der Politik auf Russland und den postsow-
jetischen Raum. Anfang des Jahrzehnts trat der russi-
sche Prisident Vladimir Putin noch im Bundestag auf,
heute iiberwiegt eine kritische Betrachtungsweise sei-
ner Prisidentschaft.

Gemeinsame Interessen im Osten Europas

Die Politik Deutschlands gegeniiber den Nachbarstaa-
ten im Osten spielt sich auf zwei Ebenen ab. Einerseits
bemiiht sich die Bundesregierung um gute Bezichun-
gen zu Russland, d. h. eine Neuauflage des Partner-
schafts- und Kooperationsabkommens (PKA) zwischen
der EU und Russland. Andererseits wurden die Bezie-
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hungen zu den anderen Nachbarstaaten in der Strate-
gie der Ostlichen Partnerschaft der EU neu definiert.
Bei der Gestaltung dieser beiden Richtungen der euro-
piischen Ostpolitik spielt neben der Bundesrepublik
Deutschland Polen eine Schliisselrolle, und zwar nicht
nur wegen seiner inhaltlichen Kompetenz und staatli-
chen Ressourcen, die dafiir aufgewandt werden miissen,
sondern auch wegen des bestehenden Konsenses in der
politischen Elite des Landes. Sowohl bei der Verschie-
bung der Verhandlungen um ein neues PKA mit Russ-
land Ende 2006 als auch bei der Gestaltung der Ostli-
chen Partnerschaft 2008 ist dies deutlich zum Ausdruck
gekommen. Auflenminister Sikorski, der als Architekt
der Ostlichen Partnerschaft gilt, hatte immer betont,
dass diese nicht gegen Russland gerichtet ist.

Die verinderte deutsche Wahrnehmung der Ent-
wicklung in Russland wurde in Polen mit Genugtuung
zur Kenntnis genommen, insbesondere der Auftritt der
Bundeskanzlerin in Tiflis im August 2008 nach der
Beendigung der militdrischen Auseinandersetzungen
in Georgien. Die Verinderung des Russlandbildes in
Deutschland und eine gewisse »Arbeitsteilung« bei der
Gestaltung der EU-Ostpolitik war ein wichtiges Signal
fiir die Wiederbelebung der deutsch-polnischen Koope-
ration. Nach dem Regierungswechsel in Warschau im
Herbst 2007 entspannte sich die Lage in den bilate-
ralen Bezichungen; nach den historisch kontroversen
Themen konnte die Hinwendung zum Thema Ostpoli-
tik die Kooperation beleben. Hinzu kam die Tatsache,
dass es Polen gelang, trotz der deutschen Zuriickhaltung
die schwedische Diplomatie fiir die Ostliche Partner-
schaft zu gewinnen und auf diese Weise die Einteilung
in alte und neue Mitglieder in der EU zu tiberwinden.
Es zihlte auch, dass Polen half, die Litauer im Friihjahr
2008 zu iiberzeugen, die Blockade des Verhandlungs-
mandats fiir das Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommen mit Russland aufzugeben. Der Deal war per-
fekt, denn er war einerseits ein Gegengewicht zur Mit-
telmeer-Union und andererseits ein Mandat fiir die EU-
Kommission fiir die PKA-Verhandlungen mit Russland.
Die EU-Auflenminister konnten am 26. April 2008 den
Vorschlag Polens fiir die Ostliche Partnerschaft anneh-
men und die EU-Kommission beauftragen, die Verhand-
lungen mit Russland iiber ein neues Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen aufzunehmen.

Nach der Bundestagswahl im September 2009 {iber-
nahm die FDP mit Guido Westerwelle das Auswirtige
Amit. Die erste Auslandsreise des neuen Auflenministers
fithrte am 30. Oktober 2009 nach Warschau. Wihrend
des Besuches wurde die Wiederbelebung des Weima-
rer Dreiecks vereinbart, einer deutsch-polnisch-franzs-
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sischen Initiative aus dem Jahr 1991, die einer Koordi-
nierung der Europapolitik der drei EU-Staaten dienen
soll. Als neue Herausforderung des Weimarer Dreiecks
gilt die europdische Ostpolitik.

Bei der Analyse der gemeinsamen Interessen im Osten
Europas diirfen die klaren Interessen der deutschen Wirt-
schaft, die vom Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft
deutlich vertreten werden, nichtaufler Acht gelassen wer-
den. Russland ist einer der wichtigsten Absatzmirkee fiir
die deutsche Industrie, insbesondere die Automobil- und
Maschinenindustrie. Im Jahr 2008 erreichte der Waren-
austausch mit Russland iiber 68 Milliarden Euro, und der
gesamte Osthandel Deutschlands 84 Milliarden Euro.
Schon heute werden 50 Prozent des russischen Handels
mit der EU abgewickelt. 80 Prozent der russischen Ener-
gieexporte gehen in die EU; iiber 75 Prozent der auslin-
dischen Investitionen kommen aus der EU. Deutschland
steht bei den russischen Exporten und Importen an erster
Stelle. Die Wirtschaftskrise verinderte jedoch das Krif-
teverhilenis grundlegend. Angesichts des schrumpfen-
den Exports nach Russland reduzierte sich der Druck der
exportierenden Wirtschaft auf die Regierung, gute Bezie-
hungen nach Russland aufrechtzuerhalten.

Immer wieder sorgen auch negative Schlagzeilen aus
Russland fiir Verstimmung, In diesem Kontext muss auch
erwihnt werden, dass im vergangenen Jahr der deutsch-
polnische Warenaustausch (Exporte und Importe) hoher
war als der deutsch-russische Handel. Polen und Russland
kimpfen seit Jahren um den ersten Platz in der Statistik.
Dabei sticht die unterschiedliche Struktur der Waren-
strome und Akteure ins Auge. Im Handel mit Polen sind
es vor allem kleine und mittlere Unternehmen mit hoch-
wertiger Produktion, im Handel mit Russland sind es
grofe Firmen aus der Automobil- und Maschinenindus-
trie, die eine bessere Lobby haben. Bei den Importen sind
sowohl Deutschland als auch Polen auf die Energieroh-
stoffe aus Russland angewiesen, mit dem Unterschied,
dass dieses Thema in Polen politisch instrumentalisier-
bar ist und in Deutschland (noch) nicht.

Implementierung der Ostlichen
Partnerschaft

Nach dem EU-Gipfel im Prag ist es gelungen, eine Reihe
von Schritten zu unternehmen, die der Ostlichen Part-
nerschaft ein konkretes Gesicht verleihen. Zunichst
wurden in der EU-Kommission die Rahmenbedingun-
gen fiir die Finanzierung festgelegt. Im nichsten Schritt
konstituierte sich das zivilgesellschaftliche Forum, wel-
ches die Aktivititen der Nichtregierungsorganisationen
in den Partnerstaaten koordiniert. Ein erstes Treffen
fand im November 2009 in Briissel statt; das nichste
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ist fiir November 2010 in Berlin anberaumt. Auf die-
sem Feld liegt eine grofle Chance fiir die Ostliche Part-
nerschaft der EU — weg von der grofien Politik hin zum
einzelnen Biirger, der die Reformen von unten antreibt.
Da es sich um eine Region handelt, die sicherlich in
den nichsten Jahren nicht der EU beitreten wird, ist
die gesellschaftliche Dimension das Wichtigste in die-
ser Strategie und muss es hier um eine langfristige Ein-
bindung der Menschen und Staaten der Ostlichen Part-
nerschaft in paneuropiische Projekte, Diskussionen und
Prozesse gehen. Dabei handelt es sich um einen lang-
fristigen Prozess. Die Ostliche Partnerschaft soll den
Menschen vermitteln, dass sie der europdischen Fami-
lie angehoren, wenn auch ohne Mitgliedschaft in der
EU. Die Bildung des »Freundeskreises der Ostlichen
Partnerschaft« wihrend des letzen AufSenministertref-
fens im Mai in Zoppot erdffnet Partnern von auferhalb
der EU die Méglichkeit, sich zu beteiligen. Dies wer-
den sicherlich auch US-amerikanische NGOs und Stif-
tungen nutzen, die von Anfang an die Ostliche Partner-
schaft als Unterstiitzung der Zivilgesellschaft im Osten
Europas interpretiert haben.

In den Partnerstaaten entwickelte sich allerdings die
politische Lage nach der Verabschiedung der Ostlichen
Partnerschaft in Prag nicht im Sinne der EU. Zunichst
erwies die Ukraine der neuen EU-Strategie einen Biren-
dienst, indem sie noch vor dem Prager Gipfel die Strate-
gie heftig kritisierte und ablehnte. In Berlin wurde die
kritische Haltung der Ukraine zuungunsten Warschaus
ausgelegt. Es wurde klar, dass Warschau den Partner-
staaten die Strategie nicht angemessen erklirt hatte. In
Warschau dagegen ist Teilen der politischen Eliten der
Geduldsfaden gerissen und eine kritische Betrachtung
der Entwicklung trat in den Vordergrund. Bei einem
gemeinsamen Besuch der Auflenminister Steinmeier
und Sikorski in Kiew kam es zu keiner Klirung des
Problems. Im Sommer 2009 legte die Kampagne fiir
die Prisidentschaftswahl die Ukraine lahm; die Wahl
hat die Lage zuungunsten der EU verdndert. Nach der
Wahl ist der neu gewihlte Prisident Wiktor Januko-
witsch nach Briissel gefahren und hat ein Zeichen fiir
die Beziehungen zur EU gesetzt. Die folgende Entwick-
lung hat jedoch das Fundament fiir eine erfolgreiche
Kooperation der EU mit der Ukraine in Frage gestellt:
Der Vertrag iiber die Stationierung der Schwarzmeer-
flotte in Sewastopol auf der Krim und iiber russische
Gaslieferungen, deram 21. April 2010 von den Prisiden-
ten Dimitri Medwedew und Janukowitsch unterzeich-
netwurde, lockert die EU-Anbindung der Ukraine. Der
Vertrag sicht vor, dass die vor dem Staatsbankrott ste-
hende Ukraine durch Verinderungen der Gasvertrige
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von Russland einen Rabatt von umgerechnet 30 Milli-
arden Euro erhilt. Als Gegenleistung darf die russische
Schwarzmeerflotte mindestens bis 2042 auf der ukraini-
schen Halbinsel Krim stationiert bleiben. In Polen sorg-
ten schon vor den ukrainischen Prisidentschaftswah-
len die Auseinandersetzungen innerhalb des »orangen
Lagers« fiir grofle Irritationen. Im Zusammenhang mit
der polnisch-russischen Anniherung ist mit einer nach-
lassenden Unterstiitzung der polnischen Eliten fiir den
europiischen Weg der Ukraine zu rechnen.

In Belarus sieht die Lage genauso schlecht aus. Der
Verlauf der Kommunalwahlen im April 2010 ldsst ver-
muten, dass die von der EU erhoffte Demokratisierung
in diesem Land noch lange auf sich warten lassen wird.
Die Offnung Minsks macht keine Fortschritte. Die
Spannungen zwischen dem belarussischen Prisidenten
Alexander Lukaschenko und Moskau werden wahr-
scheinlich dafiir sorgen, dass sich auch in den nichsten
Monaten das Verhiltnis zwischen der EU und Belarus
nicht vollstindig abkiihlen wird, ein Durchbruch ist
jedoch nicht zu erwarten. Auch in den anderen Partner-
staaten der Ostlichen Nachbarschaft gibt es keine positi-
ven Entwicklungen. Der Dialog zwischen Armenien und
der Tiirkei steckt fest und Fortschritte bei der Demo-
kratisierung des Landes sind nicht zu erkennen. Aser-
baidschans Interesse an der EU sinkt mit jedem neuen
Problem beim Bau der Nabucco-Pipeline. Die Entschei-
dung, die Erschlieung der Gasfelder fiir die Nabucco-
Pipeline auf das Jahr 2017 zu verschieben, trigt auch
nicht dazu bei, die Beziechungen zu intensivieren. Ein-
zig in Moldawien gibt es eine Regierung, die ernsthaft
einen Weg Richtung EU anstrebt.

Fazit

Die bilateralen Beziehungen zwischen Polen und Russ-
land spielen eine Schliisselrolle fiir die kiinftige Gestal-
tung des Verhiltnisses der EU zu Russland. Vor diesem
Hintergrund hat sich Deutschland in den vergangenen
Jahren stets um eine positive Haltung gegeniiber Russland
bemiiht und zugleich eine ausbalancierte Ostpolitik der
EU verfolgt. Der prorussische deutsche Vorschlag »Anni-
herung durch Verflechtung« des damaligen Auffenminis-
ters Steinmeier, der von Bundeskanzlerin Merkel akzep-
tiert wurde, konnte von der polnisch-schwedischen Ini-
tiative der Ostlichen Partnerschaft erginzt werden. Bun-
deskanzlerin Merkel unterstiitzte dies durch ihre Anwe-
senheit beim Griindungsgipfel in Prag.

Die ausgewogene und pragmatische Russland-Poli-
tik der polnischen Regierung unter Ministerprisident
Donald Tusk, die zusammen mit anderen Faktoren zu
einer Erwirmung der polnisch-russischen Beziehungen
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fiihrte, wurde von der deutschen Seite unterstiitzt. Der
Wendepunkt war in diesem Falle der Besuch des rus-
sischen Ministerprisidenten Putin bei der Gedenkfeier
zum 70. Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkriegs
am 1. September 2009 auf der Westerplatte. Diese Ent-
wicklung stirkte die Position Polens bei der Gestaltung
der europiischen Ostpolitik. Die Katastrophe in Smo-
lensk am 10. April 2010, bei der neben dem polnischen
Staatsprisidenten Lech Kaczyniski weitere 95 Vertreter
der polnischen Politik und des 6ffentlichen Lebens t8d-
lich verungliickten, und die anschlieSende polnisch-rus-
sische Anniherung kénnen eine weitere Chance fiir die
Verbesserung der Beziehungen Polens und der gesam-
ten EU zu Russland darstellen.

Auch im Rahmen des Weimarer Dreiecks kann die
EU-Ostpolitik konzeptionell weiterentwickelt werden.
Beim letzten Treffen der Auflenminister des Weimarer
Dreiecks am 27. April 2010 in Bonn nahm der ukrai-
nische Auflenminister Konstantin Hryschtschenko als
Gast teil. Aulenminister Westerwelle begriifite iiberein-
stimmend mit seinem polnischen Amtskollegen den offi-
ziell bekundeten Willen der neuen ukrainischen Fiih-
rung, an den europiischen Werten und dem Annihe-
rungskurs in Richtung EU festzuhalten, und sagte wei-
tere Unterstiitzung bei der Umsetzung der ehrgeizigen
ukrainischen Reformagenda sowie der Verbesserung der
Beziehungen zu Russland zu. Beim nichsten Auflen-
ministertreffen in Paris am 23. Juni soll der russische
Auflenminister Sergej Lawrow dabei sein. Die bisherige
erfolgreiche Arbeit im Dreieck Berlin-Warschau-Mos-
kau soll hier fiir das Weimarer Dreieck genutzt werden.
Ob dies gelingt, bleibt abzuwarten.

Das gegenwirtig geringe Interesse der EU-Akteure
an der Strategie der Ostlichen Partnerschaft und die
negativen Entwicklungen in den Partnerstaaten selbst
bedeuten nicht das Ende der Ostlichen Partnerschaft.
Die Strategie muss gedndert werden. Der Umbau muss
eine Verstirkung der zivilgesellschaftlichen Aktivititen
zur Folge haben und weniger offizielle Begegnungen und
Projekte. Auf diese Weise kann die Ostliche Partner-
schaft eine Unterstiitzung der Transformationsprozesse in
den Gesellschaften der dstlichen Nachbarstaaten der EU
gewihrleisten. Das beste Beispiel fiir den Strategiewech-
sel ist die Griindung der »Gruppe der Freunde der Ostli-
chen Partnerschaft«. Diese soll »allen dritten Staaten, die
sich an einzelnen Projekten der Partnerschaft beteiligen
mdochten, als Anlaufstelle und informelles Forum dienenc.

Unter dem Eindruck der gegenwirtigen Entwicklung
im Osten Europas kann es nicht verwundern, dass Russ-
land doch wieder im Vordergrund der deutschen Osteu-
ropapolitik steht, wie die Stellungnahme des Staatsmi-
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nisters Hoyer in einem Namensartikel fiir die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung im April zeigt. Die SPD-Fraktion
mitdem ehemaligen Auflenminister Steinmeier als Vorsit-
zenden bestitigte ebenfalls die Bedeutung Russlands fiir
die deutsche Osteuropapolitik in einem Antrag der SPD-
Fraktion vom 23. Mirz 2010 mit dem Titel »Modernisie-
rungspartnerschaft mit Russland — Gemeinsame Sicher-
heit in Europa durch stirkere Kooperation und Verflech-
tung«. Bedauerlich ist, dass der EU — Russland Gipfel,
der am 1. Juni 2010 in Rostow/Don stattfand, ohne kon-
krete Ergebnisse blieb. Russland forderte die Aufhebung
der Visumspflicht, die EU dagegen bat um eine eindeu-
tige Positionierung Russlands in Sachen WTO-Beitritt
und Handelspolitik. Bisher ist die Haltung Russlands
hier zweideutig. Einerseits kiindigte Prisident Medwe-
dew den WTO-Beitritt bis Ende des Jahres an, anderer-
seits treibt Ministerprisident Putin die Zollunion mit
Kasachstan und Belarus voran, die einen Beitritt verzo-
gert, wenn nicht sogar verhindert. Die WTO-Mitglied-
schaft Russlands wird aber als Schliisselfrage des neuen
EU-Russland-Abkommens betrachtet. Ohne diese Mit-
gliedschaft miissen alle Einzelfragen der Handelspolitik
in entsprechenden Vertrigen geregelt werden. Im Vorfeld
des Gipfels wurde viel von einer »Modernisierungspart
nerschaft« geredet, die Auflenminister Westerwelle und
Lawrow sogar in einem gemeinsamen Artikel in der deut-
schen und russischen Presse darstellten.

Schliefilich sei auf den Besuch des russischen Pri-
sidenten Medwedew bei Bundeskanzlerin Merkel am
4./5. Juni 2010 hingewiesen, dessen Ergebnis eine Reihe
von neuen Kooperationsvorschligen im sicherheitspo-
litischen Bereich sind, die fiir die deutsch-polnischen
Beziehungen und die europiische Ostpolitik von hoher
Bedeutung sind. Deutschland und Russland haben eine
engere Zusammenarbeit zwischen der EU und Mos-
kau im Bereich der Sicherheit vorgeschlagen. Konkret
nannten Merkel und Medwedew die Griindung eines
Gemeinsamen Politik- und Sicherheitskomitees. Dem
Gremium sollen die EU-Auflenbeauftragte Catherine
Ashton und der russische Auflenminister Lawrow ange-
héren. In diplomatischen Kreisen wurde der Vorschlag
als Kompromiss interpretiert, denn im Gegenzug hatte
sich Medwedew bereit erklirt, den Krisenherd Transnis-
trien auf die Agenda zu setzen. Das Thema soll zunichst
im Rahmen der bestehenden »5+2 Gruppe« (Russland,
Ukraine, Moldawien, Transnistrien, OSZE, EU und
USA) behandelt werden. Merkel wies darauf hin, dass
es sich in diesem Fall um ein Problem unmittelbar vor
den EU-Auflengrenzen handelt. Unter diesem Aspekt
muss der Besuch des moldawischen Ministerprisiden-
ten Vladimir Filat bei der Bundeskanzlerin im Mai 2010
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gesehen werden. Die polnische Seite ist sicherlich mit
diesem Kompromiss einverstanden, setzte sich die pol-
nische Regierung in den vergangenen Jahren doch fiir
ein stirkeres Engagement der EU in Moldawien ein.
»Insgesamt sollten beide Seiten, d. h. EU und Russland,
bei der Lsung von Konflikten und bei der zivilen und
militdrischen Krisenbewiltigung enger zusammenrii-
ckenq, so Merkel bei der Pressekonferenz.

Hinzu kommen Vorschlige im innenpolitisch heik-
len Bereich der Visapolitik. Zu den Wiinschen Russlands
nach Visafreiheit fiir die EU sagte Merkel Medwedew zu,
sich in dieser Frage fiir Russland einzusetzen. Die Visa-
politik ist jedoch eine Angelegenheit, die im Rahmen des
Schengenraumes behandelt werden muss. Es ist kaum
moglich, diese Initiative ohne Verkniipfung mit den Staa-
ten der Ostlichen Partnerschaftzu l6sen. Die ersten Reak-
tionen aus Warschau weisen eindeutig in diese Richtung,

Es ist der beste Beweis fiir die Verbesserung der
deutsch-polnischen Bezichungen, wenn eine deutsch-
russische Initiative in Polen mit Interesse zur Kenntnis
genommen wird. In negativer Erinnerung sind immer
noch die Ostseepipeline und die Verbindungen zwischen
dem damaligen Bundeskanzler Gerhard Schréder und
Staatsprisident Putin. Durch die Absage der deutsch-
polnischen Regierungskonsultationen Anfang Juni ver-
passte Ministerprisident Tusk jedoch die Chance, von
der Bundeskanzlerin personlich iiber die bevorstehen-
den Konsultationen mit Medwedew informiert zu wer-
den. Hinzu kommyt, dass sich Polen gerade im Prisident-
schaftswahlkampf befindet und auflerdem eine Hoch-
wasserkatastrophe zu bewiltigen hat. Schliefflich kon-
zentriert sich die polnische Europapolitik derzeit auf die
Aufrechterhaltung des Einflusses in der EU-Finanz- und
Wirtschaftspolitik. Aufgrund der Tatsache, dass Polen
noch nicht der Eurozone beitreten konnte, rufen die
Reformvorschlige der Euro-Finanzminister in Polen die
Angst vor einem Europa unterschiedlicher Geschwin-
digkeiten hervor. Die kritischen Auflerungen des neuen
Prisidenten der Polnischen Nationalbank (Bank Naro-
dowy Polski — BNP), des ehemaligen Ministerprisi-
denten Marek Belka, {iber den Zustand des Euro sind
nicht besonders hilfreich fiir einen kiinftigen Beitritt zur
Eurozone. Der Besuch von Regierungschef Tusk und der
Mehrheit der polnischen Regierungsmitglieder in Briis-
sel wird sicherlich die interne Entwicklung der EU nicht
aufhalten kénnen. Zum ersten Mal in der Geschichte
argumentiert jedoch Polen auf wirtschaftlicher Basis und
befreit sich von den Angsten gegeniiber seinen Nach-
barn. Dies ist das Polen des 21. Jahrhunderts.

(Informationen iiber den Autor und Lesetipps finden Sie
auf der néichsten Seite)
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Uber den Autor
Cornelius Ochmann ist Osteuropa-Experte der Bertelsmann Stiftung. Sein Arbeitsschwerpunke liegt auf der Ostpo-
litik der Europiischen Union unter besonderer Beriicksichtigung der Bezichungen zwischen der EU und Russland.

Lesetipps:

* Cornelius Ochmann: Im Osten was Neues; spotlight europe 2009/06 http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/
xber/SID-5047C3D3-4D7E8FO/ bst/Deutsch_spotlight_Im %200sten %20was %20Neuves_09-05-28.pdf

*  Cornelius Ochmann (Co-Autor) mit Joachim Fritz-Vannahme, Armando Garcfa Schmidt, Margarethe Gawelek
und Christian-Peter Hanelt: Hallo Nachbar! Fiir eine neue EU-Politik von Marokko bis Aserbaidschan; spotlight
europe 2008/07 http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-165E5E1E-2055C247/bst/spotlight_Nach
bar_07_2008_.pdf

Tabellen und Grafiken

Der Auflenhandel Polens nach Ziel- und Herkunftslindern,
Januar—September 2009

Export Import Dynamik (%) Anteil Anteil Anteil Anteil
(Mio. (Mio. Export Export Import Import
Euro) Euro) (%) (%) (%) (%)
Export Import | Jan.—Sept. | Jan.—Sept. | Jan.—Sept. | Jan.—Sept.
2009 2008 2009 2008
Handelsumsatz Polen | 69.997,4 | 76.379,8 78,4 70,5 100,0 100,0 100,0 100,0
insgesamt
wirtschaftlich ent- 59.714,2 | 52.523,0 80,7 69,5 85,3 82,9 68,8 69,8
wickelte Linder, darin:
Linder aufSerhalb der 4.215,5 5.631,4 92,4 70,9 6,0 5,1 7,4 7.3
EU
EU-Mitgliedslinder, 55.498,7 | 46.891,6 79,9 69,3 79,3 77,8 61,4 62,5
darin:

Deutschland 18.415,8 17.220,7 82,3 67,7 26,3 25,1 22,5 23,5
andere Linder, darin: 10.283,2 | 23.856,9 67,2 73,0 14,7 17,1 31,2 30,2
Gemeinschaft Un- 5.438,4 7.920,9 57,8 58,2 7,8 10,5 10,4 12,6
abhingiger Staaten
(GUS)

Russland 2.586,5 6.619,3 55,2 62,1 3,7 5,2 8,7 9,8

Ukraine 1.786,7 541,8 51,2 43,5 2,6 3,9 0,7 1,2

Belarus 638,0 433,3 80,6 60,4 0,9 0,9 0,6 0,7

Quelle: Ministerstwo Gospodarki [Ministerium fiir Wirtschaft]: Sytuacja w handlu zagranicznym po 3 kwartalach 2009r. [Die Situation
des AufSenhandels im 1.—3. Quartal 2009]. Warszawa, 30.11. 2009. hitp:/ /www.mg.gov.pl/NR/rdonlyres/2556BC8A-2D6D-473D-
AFF6-7ETAGABEZ798,/58398,/Ocenahzpo3kw2009r.pdf (abgerufen am 11.06. 2010).
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Ziellinder des Exports aus Polen Januar—September 2009.
Prozentualer Anteil einzelner Lindergruppen und Linder
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Quelle: Ministerstwo Gospodarki [Ministerium fiir Wirtschaft]: Sytuacja w handlu zagranicznym po 3 kwartalach 2009r. [Die Situation
des Auflenhandels im 1.—3. Quartal 2009]. Warszawa, 30.11. 2009. hitp:/ /www.mg.gov.pl/NR /rdonlyres/2556BC8A-2D6D-473D-
AFFO-7ETAGABEZ798,/58398 /Ocenahzpo3kw2009r.pdf (abgerufen am 11.06. 2010).
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Sympathie- und Antipathiewerte gegeniiber ausgewihlten Nationen

Verinderungen der Sympathiewerte gegeniiber ausgewihlten Nationen (%)

1993 2001 2010
Armenien keine Angabe keine Angabe 29
Belarus 19 26 34
Deutschland 23 32 39
Frankreich 61 55 51
Georgien keine Angabe keine Angabe 32
GrofSbritannien 47 44 50
Russland 17 23 34
Ukraine 12 19 34
Vereinigte Staaten von Amerika 62 50 45
CBOS, BS/12/2010: Stosunek Polakéw do innych narodéw [Das Verhiltnis der Polen zu anderen Nationen]. Warszawa, 01/2010. www.

cbos.pl
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CBOS, BS/12/2010: Stosunek Polakéw do innych narodéw [Das Verhiiltnis der Polen zu anderen Nationen]. Warszawa, 01/2010.
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Verinderungen der Antipathiewerte gegeniiber ausgewihlten Nationen (%)

1993 2001 2010
Armenien keine Angabe keine Angabe 23
Belarus 47 40 23
Deutschland 53 36 28
Frankreich 9 9 10
Georgien keine Angabe keine Angabe 22
GrofSbritannien 16 18 12
Russland 56 47 31
Ukraine 65 49 29
Vereinigte Staaten von Amerika 9 14 16
CBOS, BS/12/2010: Stosunek Polakéw do innych narodéw [Das Verhiiltmis der Polen zu anderen Nationen]. Warszawa, 01/2010. www.

cbos.pl

Verinderungen der Antipathiewerte gegeniiber ausgewihlten Nationen (%)
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CBOS, BS/12/2010: Stosunek Polakéw do innych narodéw [Das Verhiiltnis der Polen zu anderen Nationen]. Warszawa, 01/2010.
www.cbos.pl
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Dokumentation

Auflenminister Radostaw Sikorski im Sejm iiber die Grundziige der
polnischen Auflenpolitik 2010

Exposé vom 8. April 2010
Information des Auflenministers iiber die Grundziige der polnischen Auflenpolitik im Jahr 2010

[...]

Die europiische Nachbarschaftspolitik hat sich zum Ziel gesetzt, eine freundschaftliche internationale Umgebung
aufzubauen. Die Auflengrenzen der Europiischen Union sollen keinen Zivilisationssprung markieren. In unserem Ver-
standnis sollte die Europiische Union gegeniiber zwei grofien Regionen in ihrer Nachbarschaft offen bleiben, der Mittel-
meerregion und der dstlichen Region. Diese Ziele werden gleichwohl von einer unterschiedlichen Lage bestimmt: Wih-
rend die siidlichen Rinder des Mittelmeers Nachbarn Europas sind, treffen wir im Osten auf europiische Nachbarn.

Gerade diese Wahrnehmung der Nachbarschaft lag der polnisch-schwedischen Initiative der Ostlichen Partner-
schaft zugrunde. Die Initiative beruht auf der Unterstiitzung der in den Partnerlindern beginnenden Transformarti-
onsprozesse, so dass sich ihre Standards dem vom acquis communautaire gesetzten Hochstmaf$ annihern. Natiirlich
muss die Basisarbeit der Modernisierung von diesen Lindern selbst geleistet werden.

[...]

Wenn wir von den Bezichungen zu Russland sprechen, beobachten wir, dass sie trotz Verbesserungen in den letz-
ten Monaten immer noch von tragischen historischen Inhalten belastet werden. Ich denke, dass unser, d.h. der pol-
nische und russische, Umgang mit dem 70. Jahrestag des Verbrechens von Katyn ein Test dafiir ist, inwieweit sich
unsere Bezichungen normalisiert haben. Gestern waren wir Zeugen eines historischen Augenblicks, als die Minister-
prisidenten von Polen und Russland gemeinsam der Opfer des Stalinismus gedachten: der polnischen Offiziere, der
vom NKWD im Jahr 1940 ermordeten Kriegsgefangenen, aber auch der Russen, Ukrainer, Juden und vieler anderer
Nationen der ehemaligen UdSSR, die Siuberungen und anderen Formen sowjetischer Repressionen zum Opfer fielen.
Wir sind dafiir, das Problem Katyn sowie andere weifle und schwarze Flecken in der Geschichte der polnisch-russi-
schen Bezichungen zu entpolitisieren. Ich danke der Gruppe fiir schwierige Fragen unter der Leitung von Prof. Adam
Daniel Rotfeld und dem Rektor des Moskauer Staatsinstituts fiir Internationale Beziehungen, Anatolij Torkunov.
Diese Gruppe hervorragender Historiker und Experten trug dazu bei, die historische Diskussion auf die Gleise des
Dialogs und der Wahrheitssuche zu lenken. Auf diese Weise verlief unser langjihriger Weg der Versshnung mit den
Deutschen, so muss er auch mit den Russen verlaufen. Wenn ich mir die einschneidenden kritischen Auﬁerungen
zum Stalinismus in Erinnerung rufe, die kiirzlich von Prisident Medwedew und Ministerprisident Putin getan wur-
den, dann glaube ich, dass weitere Gesten und Taten méglich sind. Wir wollen eine bessere wirtschaftliche, kultu-
relle und wissenschaftliche Zusammenarbeit mit Russland. Das EU-Russland-Projekt der »Modernisierungspartner-
schaft«, dessen Grundstein auf dem EU-Russland-Gipfel Ende letzten Jahres in Stockholm gelegt wurde, soll diese
Zusammenarbeit beférdern.

Hobes Haus!

Die Ukraine hat gerade eine wichtige Priifung in Sachen Demokratie bestanden. Die letzten Prisidentschaftswah-
len in diesem Land haben gezeigt, wie schnell die dortige Biirgergesellschaft gereift ist. Wir hoffen, dass die ukraini-
sche politische Klasse die Ukraine auf den Weg einer beschleunigten Modernisierung des Staates und der Wirtschaft
bringt und die proeuropiische Wahl bestitigt wird, indem die Implementierung der Projekte der Ostlichen Partner-
schaft vollzogen wird. Wir hoffen, dass die Ukraine, die das institutionalisierte Europa anstrebt, gute Bezichungen
und die Zusammenarbeit mit den benachbarten Staaten pflegt. Wie bisher wird Polen Anwalt ukrainischer Angele-
genheiten bleiben, wenn die Ukraine dies wiinscht.

Mit Aufmerksamkeit und Wohlwollen beobachten wir die Erstarkung der belarussischen Staatlichkeit. Jedoch
kann sich in der postsowjetischen Realitit Unabhingigkeit nicht ohne Fortschritte der Demokratie verfestigen. Des-
halb wollen wir die belarussische Staatsfiihrung weiterhin zu einer Systemverinderung ermutigen und bekriftigen
den Willen zu weitgehender Zusammenarbeit. Diese Verinderung sollte in Ubereinstimmung mit den Grundsitzen
der Demokratie und der Menschenrechte das Recht auf Versammlungsfreiheit beinhalten, was insbesondere die pol-
nische Minderheit in Belarus betrifft — dies fordern wir.
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Das demokratische Moldawien ist wichtig fiir Polen und fiir die Europiische Union. Wir unterstiitzen die in Chi-
sinau regierende demokratische Koalition, was wir mit Angeboten an Kredithilfen und technischer Hilfe unter Beweis
gestellt haben. Dariiber hinaus mobilisieren wir unsere Partner in der Europiischen Union fiir Moldawien.

Unverindert fordern wir die territoriale Integritit Georgiens. Wir ermutigen dazu, den Modernisierungsreformen
einen neuen Impetus zu geben. Unsere Erfahrungen haben uns gelehrt, dass dies der sicherste Weg zur Mitgliedschaft
in den Institutionen der westlichen Welt ist.

Bei ihren Transformationsbemiithungen stellt fiir Georgien und die iibrigen Linder des Stidkaukasus Armenien
und Aserbaidschan der Anschluss an die Ostliche Partnerschaft eine groffe Chance dar. Wir sehen dariiber hinaus
die Schliisselrolle dieser Linder sowie auch der Linder Zentralasiens bei der Schaffung alternativer Lieferwege fiir
Energierohstoffe.

[...]

Ubersetzung aus dem Polnischen : Silke Plate

Quelle: Ministerstwo Spraw Zagranicznych [Auflenministerium], hito:/ /www.msz.gov.pl/Expose,2010,34874.him| (abgerufen am
14.06. 2010).

Vom 1. bis zum 14. Juni 2010

01.06.2010 Dasam Vortag dem polnischen Innenminister Jerzy Miller von der bilateralen Untersuchungskommission MAK
in Moskau iibergebene Protokoll des Flugschreibers iiber die letzten Minuten vor dem Flugzeugungliick von
Smolensk am 10. April wird verdffentlicht. Aus den identifizierten Gesprichsbruchstiicken geht hervor, dass
sich die Piloten der schlechten Landebedingungen bewusst waren und es sich bei dem Absturz nicht um einen
terroristischen Anschlag gehandelt hat.

02.06.2010 | Die Sprecherin des Innenministeriums, Malgorzata Wozniak, teilt mit, dass bereits knapp 193 Mio. Zloty als Hilfe
fiir Hochwassergeschidigte bereitgestellt worden seien. Fiir den Wiederaufbau der beschidigten Infrastrukeur
werden 600 Mio. Zloty freigegeben.

03.06.2010 Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz in Berlin fordern AufSenminister Radostaw Sikorski und sein deutscher
Amtskollege Guido Westerwelle Israel auf, die Militiraktion Israels von Anfang der Woche aufzukliren, bei
der ein Schiff mit humanitirer Hilfe fiir den Gaza-Streifen gewaltsam aufgebracht wurde und neun Menschen
ums Leben kamen. Sikorski erklirt, Polen unterstiitze das Existenzrecht Israels, aber nicht die Siedlungspolitik
in besetzten Gebieten oder den Einsatz von Gewalt.

05.06.2010 Der Parteivorsitzende und Prisidentschaftskandidat von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwos¢ —
PiS), Jarostaw Kaczynski, fordert die Regierung auf, das Haushaltsgesetz angesichts der Hochwasserkatastrophe
in Polen zu novellieren. Die stellvertretende Vorsitzende der Finanzkommission des Sejm, Beata Szydto (PiS),
unterstreiche, dass PiS gegen eine Erthéhung des Haushaltsdefizits sei. Da jedoch von mehr Haushaltseinnahmen
als angenommen auszugehen sei, konnten diese Mittel zur Behebung der Hochwasserschiden eingesetzt werden.

06.06.2010 | Regierungssprecher Pawel Gras versichert, dass die von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo$¢ —
PiS) befiirwortete Novellierung des Haushaltsgesetzes angesichts der Hochwasserkatastrophe in Polen nicht
notwendig sei. Fiir Investitionen infolge des Hochwassers stiinden 4,127 Mrd. Zloty aus dem Staatshaushalt
zur Verfiigung sowie 560 Mio. Euro aus dem Operativen Programm der Europdischen Union »Infrastrukeur
und Umwelt 2007-2013«.

06.06.2010 Wihrend einer Messe unter freiem Himmel mit mehreren zehntausend Teilnehmern in Warschau wird Priester
Jerzy Popietuszko selig gesprochen. Er hatte die Solidarnos$¢-Bewegung unterstiitze, sich nach der Verhingung
des Kriegsrechts fiir die Einhaltung der Menschen- und Biirgerrechte eingesetzt, Verfolgten geholfen und in
seiner Warschauer Pfarrgemeinde die bekannten »Messen fiir das Vaterland« gelesen. Im Oktober 1984 war er
vom polnischen Sicherheitsdienst gefoltert und ermordet worden.
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07.06.2010

Nach einem Treffen mit seinen schwedischen und britischen Amtskollegen, Brigitta Ohlson und David Lidington,
in Stockholm hebt der Staatssekretir fiir europdische Angelegenheiten, Mikolaj Dowgielewicz, hervor, dass
sich die drei Linder dafiir aussprechen, die Diskussion iiber die Strategie der Europiischen Union in der Wirt-
schafts- und Finanzkrise mit allen 27 Mitgliedsstaaten zu fithren, da die gesamte EU betroffen sei. Der Aus-
schluss der Linder, die nicht der Eurozone angehéren, von den Konsultationen sei politisch und wirtschaftlich
unbegriindet und gefihrlich.

08.06.2010

Regierungssprecher Pawel Gra$ bekriftigt in einem Interview mit dem Radiosender Radio TOK FM, dass
die Regierung derzeit nicht die Notwendigkeit seche, wegen der Uberschwemmungen in Siidostpolen und am
Weichsellauf den Katastrophenzustand auszurufen. Dariiber hinaus ligen bisher noch keine Hinweise der
Staatlichen Wahlkommission (Pafstwowa Komisja Wyborcza — PKW) vor, die gegen eine Durchfiithrung der
vorgezogenen Staatsprisidentenwahlen am 20. Juni sprichen. Die Regierung habe ihrerseits die PK'W tiber ihre
Bereitschaft informiert, zusitzliche organisatorische Mafinahmen fiir die Durchfiithrung der Wahl zu treffen.
Am Vortag hatte der Prisidentschaftskandidat und Parteivorsitzende von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i
Sprawiedliwo$¢ — PiS), Jarostaw Kaczynski, den Ministerprisidenten aufgefordert, angesichts der drohenden
dritten Uberschwemmungswelle den Notstand auszurufen.

09.06.2010

Ministerprisident Donald Tusk stellt gemeinsam mit einer grofien Regierungsdelegation in Briissel die Priorititen
der polnischen EU-Ratsprisidentschaft in der zweiten Hilfte 2011 vor. Mit Hinblick auf die Diskussion, wie
der Euro und die EU-Wirtschaft zu retten seien, hebt Tusk hervor, dass sich Polen gegen eine Teilung der
Europiischen Union in besser und schlechter integrierte Mitglieder wende. Es miisse der Grundsatz gewahrt
werden, dass die EU allen Mitgliedsstaaten gleiche Chancen einrdumt.

09.06.2010

Die Sejmkommission fiir éffentliche Finanzen sprichtsich fiir die Kandidatur des ehemaligen Ministerprisidenten
Marek Belka fiir das Amt des Vorsitzenden der Polnischen Nationalbank (Narodowy Bank Polski — NBP) aus.
Belka war Ende Mai vom amtierenden Staatsprisidenten Bronistaw Komorowski nominiert worden, was beim
Koalitionspartner Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe— PSL) und den Oppositionsparteien
Kritik an Komorowski wegen Kompetenziiberschreitungen ausgeldst hatte.

10.06.2010

Der Sejm wihlt den ehemaligen Ministerprisidenten Marek Belka zum Vorsitzenden der Polnischen National-

bank (Narodowy Bank Polski — NBP).

10.06.2010

Der Sejm wihlt die von der Biirgerplattform (Platforma Obywatelska — PO) nominierte Verwaltungsrechtlerin
Irena Lipowicz, ehemalige Sejmabgeordnete (Freiheitsunion/Unia Wolnosci — UW) und Botschafterin in Wien,
derzeit Geschiftsfithrerin der Stiftung fir deutsch-polnische Zusammenarbeit, in das Amt der Biirgerrechts-
beauftragten. Lipowicz muss noch vom Senat bestitigt werden. Die Amtszeit dauert fiinf Jahre.

12.06.2010

Nach dem Tod eines polnischen Soldaten beim Einsatz in Afghanistan kiindigt Ministerprisident Donald Tusk
an, den Abzug der polnischen Truppen aus Afghanistan beim Nato-Gipfeltreffen im November in Lissabon
mit Nachdruck zu thematisieren.

13.06.2010

Die Kandidaten der grofiten Parteien fiir das Amt des Staatsprisidenten, Bronistaw Komorowski (Biirgerplatt-
form/Platforma Obywatelska — PO), Jarostaw Kaczyriski (Recht und Gerechtigkeit/Prawo i Sprawiedliwos¢ —
PiS), Waldemar Pawlak (Polnische Bauernpartei/Polskie Stronnictwo Ludowe — PSL) und Grzegorz Napieralski
(Demokratische Linksallianz/Sojusz Lewicy Demokratycznej — SLD), nehmen an einer gemeinsamen Fernseh-
debatte teil.

13.06.2010

In einem Radiointerview stellc Ministerprisident Donald Tusk in Aussicht, dass der mit Russland im Januar
ausgehandelte Gasliefervertrag in seinem Umfang noch verindert werden kénne, sollten sich die Schiefergasvor-
kommen in Polen als entsprechend grof§ erweisen. Nach Angaben der Tageszeitung »Rzeczpospolita« sind erste
Schitzungen im Juni zu erwarten, verbindliche Ergebnisse jedoch erst in zwei bis drei Jahren. Der Gaslieferver-
trag mit Russland sieht eine Erhéhung des Gasimports auf 10,3 Mrd. m® und eine Verlingerung bis 2037 vor.

14.06.2010

Der Prisidentschaftskandidat der Biirgerplattform (Platforma Obywatelska — PO) und amtierende Staatsprisident
Bronistaw Komorowski unterstreicht, dass die Festlegung eines Datums fiir die Einfiihrung des Euro in Polen
nicht hilfreich sei. Besser sei ein Orientierungszeitraum, um den Staat fiir die Ubernahme der gemeinsamen
Wihrung zu mobilisieren. Die Regierung habe derzeit die Jahre 2012 bis 2014 angegeben.

14



I POLEN I  oolcn-analysen 72/10 IS
AIN/AILYY,S'E N

Uber die Polen-Analysen

Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Institut Darmstadt, der Bremer Forschungsstelle Osteuropa und der Deutschen Gesellschaft fiir Osteuropakunde
herausgegeben.

Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter www.laender-analysen.de/polen
Kostenloses Abonnement unter hitp://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php

Deutsches Polen-Institut Darmstadt

Das Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations-, und Veranstaltungszentrum fur
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der
europiischen Integration entwickeln. Das seit Mirz 1980 aktive und bis 1997 von Griindungsdirektor Karl Dedecius
geleitete Institut ist eine Gemeinschaftsgriindung der Stadt Darmstadt, der Linder Hessen und Rheinland-Pfalz sowie
des Bundes. Seit 1987 ist die Trigerschaft auf die Kultusminister der Linder ausgedehnt. Einen wesentlichen Bei-
trag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen. Das DPI hat satzungsgemif$ die Aufgabe, durch
seine Arbeit zur Vertiefung der gegenseitigen Kenntnisse des kulturellen, geistigen und gesellschaftlichen Lebens von
Polen und Deutschen beizutragen.

Ziel der Vermittlertitigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich
und kulturell im deutsch-polnischen Verhiltnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Mul-
tiplikatoren in Politik, Kultur, Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stirker ausgeprigt als
bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, Forschung und Bildung.

Derzeit bemiiht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deut-
schen Hochschulen und Forschungsinstituten verstirkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher
Polen-Forschung Ort wissenschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum
zu werden. Ausgangspunkt der Neuausrichtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Riickbaus der Res-
sourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in den unterschiedlichen Disziplinen. Mit der iiber 55.000 Binde
zihlenden multldlsmplmaren Fachbibliothek fiir Polen mit einer elnmgartlgen Sammlung polnischer Literatur in der
Originalsprache und in deutscher Ubersetzung ist das DPI bereits ein geschitzter Ort der Recherche und des wissen-
schaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen

1982 gegriindet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen kulturellen und gesellschaft-
lichen Entwicklungen der Linder Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Die Forschungsstelle
besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgiiter und unabhingiger Texte aus den ehe-
maligen sozialistischen Lindern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufsc,
die das Schrifttum und Dokumente unabhingiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit
von 1976 bis zum Umbruch umfasst. Neben ausfiihrlicher individueller Forschung zu Dissens und Gesellschaft im
Sozialismus, leitet die Forschungsstelle seit Januar 2007 ein gemeinsames Projekt mit einem Verbund von internatio-
nalen Forschungsinstituten zum Thema »Das andere Osteuropa — die 1960er bis 1980er Jahre, Dissens in Politik und
Gesellschaft, Alternativen in der Kultur. Beitrige zu einer vergleichenden Zeitgeschichte«, welches von der Volkswa-
genStiftung finanziert wird.

Im Bereich der post-sozialistischen Gesellschaften sind in den letzten Jahren umfangreiche Forschungsprojekte durch-
gefithrt worden, deren Schwerpunkte auf politischen Entscheidungsprozessen, Wirtschaftskuleur und der EU-Oster-
weiterung lagen. Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Offentlichkeit.
Dazu gehéren unter anderem regelmiflige E-Mail-Informationsdienste mit fast 15.000 Abonnenten in Politik, Wirt-
schaft und den Medien.

Mit ihrer in Deutschland einzigartigen Sammlung von Publikationen zu Osteuropa ist die Forschungsstelle eine
Anlaufstelle sowohl fiir Wissenschaftler als auch fiir die interessierte Offentlichkeit. In der Bibliothek sind derzeit
neben anderen breit angelegten Bestinden allein aus Polen ca. 300 laufende Periodika zuginglich. Die Bestinde wer-
den in Datenbanken systematisch erfasst. (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen gediuBert werden, geben ausschlieBlich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonsfige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redakiion gestattet.
Redaktion: Prof. Dr. Dieter Bingen (Darmstadt), Silke Plate, M.A. (Bremen)
Technische Gestaltung: Matthias Nevmann
Polen-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann
Die Polen-Analysen werden im Rahmen der Datenbank World Affairs Online (WAO) ausgewertet und sind im Portal IREON www.ireon-portal.de recherchierbar.
ISSN 1863-9712 © 2010 by Deutsches Polen-Insfitut Darmstadt und Forschungsstelle Osteuropa, Bremen
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Presse- und Offentlichkeitsarbeit, Deutsches Polen-Institut, Mathildenhghweg 2,
D-64287 Darmstadt, Tel.: 06151,/4985-13, Fax: 06151,/4985-10, E-Mail: polen-analysen@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen

15



	Analyse
	Östliche Partnerschaft – Perspektiven einer europäischen Ostpolitik
	Cornelius Ochmann, Berlin


	Tabellen und Grafiken
	Der Außenhandel Polens nach Ziel- und Herkunftsländern, 
Januar–September 2009
	Sympathie- und Antipathiewerte gegenüber ausgewählten Nationen

	Dokumentation
	Außenminister Radosław Sikorski im Sejm über die Grundzüge der polnischen Außenpolitik 2010

	Chronik
	Vom 1. bis zum 14. Juni 2010


